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Zeitschrift des Wirtschafts- und Sozialwissenschaftlichen
Instituts des Deutschen Gewerkschaftsbundes GmbH

Zeitschrift fiir Arbeitsrecht
Zeitschrift fiir Arbeitswissenschaft
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Zeitschrift fiir Sozialwissenschaft
Zeitschrift fiir Miet- und Raumrecht
ZivilprozeBordnung

Zeitschrift fiir Rechtspolitik

Gesetz iliber die Zwangsversteigerung und die Zwangs-
verwaltung (Zwangsversteigerungsgesetz)



§ 1 Vorbemerkungen

Die vorliegende Untersuchung soll verdeutlichen, welche rechtlichen
Instrumente zum sozialen Schutz eines Vertragspartners eingesetzt
werden, und welche Wirkungen damit zu erreichen sind. Sie soll Auf-
schluB dariiber geben, inwieweit das Vertragsrecht zur Absicherung des
Einzelnen beitragen kann. Eine vollstindige Darstellung sémtlicher
Schutzvorschriften ist dazu nicht erforderlich; sie ist auch nicht mdoglich.
Nur bestimmte, besonders bedeutsame oder typische Ausformungen des
Gesetzes- und Richterrechts werden darauf untersucht, nach welchen
Grundsétzen und mit welcher Absicht Schuldverhiltnisse und die aus
ihnen erwachsenden beiderseitigen Haupt- und Nebenpflichten oder
-rechte zugunsten eines Vertragspartners aus- und umgestaltet werden.
Dieser Versuch einer Systematisierung des sozialen Schutzes schlieBt
damit auch Regelungen ein, die bei Dauerschuldverhiltnissen Vertrags-
anpassungen wihrend ihres Bestehens erméglichen und Arbeitnehmern
mit Hilfe der Gewerkschaften sogar die Durchsetzung von Vertrags-
verbesserungen mit KampfmaBBnahmen erlauben.

Die allgemein anerkannte Schutzbediirftigkeit von Arbeitnehmern
und Wohnungsmietern hat dazu gefiihrt, daB in diesen Bereichen des
Vertragsrechts die soziale Ausgestaltung besonders weit vorangetrieben
worden ist. Das rechtfertigt es, vor allem die Besonderheiten arbeits-
und mietrechtlicher Schutznormen zu untersuchen, mit denen nicht nur
die Beendigung von Arbeits- und Wohnraummietverhiltnissen gegen
den Willen der Geschiitzten verhindert werden soll, sondern auch Ver-
tragsanpassungen ermdglicht und geregelt werden miissen. Die Fest-
stellung, welche Prinzipien des sozialen Schutzes ausschlieBlich auf
Arbeits- und Wohnraummietverhéltnisse zugeschnitten sind und des-
halb auf andere als Dauerschuldverhiltnisse nicht {ibertragbar sind,
ermoglicht aber zugleich die Ermittlung einiger Grundsitze, die auch
fiir die Kontrolle und Korrektur von Vertragsverhiltnissen mit nur
einmaligem Leistungsaustausch Geltung beanspruchen kénnen.

Der Schutz eines Vertragspartners wird nicht nur im Arbeits- und
Wohnraummietrecht fast ausschliefilich als Schutz des Schwécheren
gegeniiber seinem michtigeren Kontrahenten verstanden. Es gilt gera-
dezu als Grundforderung moderner zivilrechtlicher Schutznormen, die
Vertragsfreiheit des Unterlegenen durch Kontrolle des Michtigeren

2 v, Stebut
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und durch Korrektur unangemessener Vereinbarungen zu sichern. Die-
se Sicht ist jedoch unvollstindig, denn die Sicherung elementarer Be-
diirfnisse wie Arbeiten und Wohnen wird gerade nicht durch Ausgleich
von Uber- und Unterlegenheit sowie durch Wiederherstellung von
Vertragsparitdt erreicht. Das soll durch Prézisierung der Wirkungs-
weise sozial motivierter Schutznormen des Vertragsrechts nachgewiesen
werden und damit zugleich ein Beitrag zur Versachlichung der Dis-
kussion geleistet werden. Rechtspolitische Forderungen sowie Klagen
liber einen unzureichenden Schutz vor so unterschiedlichen Ubeln wie
Arbeits- und Obdachlosigkeit, MachtmiBbrauch und Willkiir, aber auch
vor Personlichkeitsverletzungen, Kridnkungen und Entwiirdigungen
verraten hiufig eine Uberschiitzung oder gar véllige Verkennung des
Erreichbaren. Die unzureichende Effizienz schuldrechtlicher Schutz-
normen laBt sich mit dem Hinweis auf soziale MiBstinde wie Arbeits-
losigkeit und Wohnungsnot jedenfalls nicht belegen, weil das Vertrags-
recht zu ihrer Bekdmpfung ungeeignet ist.

Die teilweise ganz unterschiedlich wirkenden Schutznormen des
Arbeitsrechts einerseits und des Wohnraummietrechts andererseits
sollen schlieBlich auf die ihnen zugrunde liegenden generellen Struk-
turelemente untersucht werden, um die Moglichkeit einer Verbesserung
des Schutzes durch ihre Ubernahme fiir den jeweils anderen Regelungs-
bereich zu priifen. Damit soll geklirt werden, ob z.B. die geforderte
Verbesserung des arbeitsrechtlichen Bestandsschutzes nach dem Vorbild
des Mietrechts oder ein kollektiver Mieterschutz nach dem Vorbild der
Tarifautonomie moglich und sinnvoll ist. In dem Zusammenhang lassen
sich auch Aussagen liber die Stellung der Verbande in beiden Rechts-
bereichen sowie iiber ihre Befugnisse prazisieren.

Ziel der vorliegenden Schrift ist es also nicht, neue Rechtsinstitute
auf dem Gebiet des Arbeits- und Wohnraummietrechts zu entdecken
oder rechtspolitische Forderungen zur Verbesserung des sozialen Schut-
zes zu begriinden. Beabsichtigt ist vielmehr eine genauere Ermittlung
der Wirkungsweise von Schutznormen sowie der mit ihnen erzielbaren
Erfolge, um so MiBverstindnisse iiber ihre Bedeutung auszuriumen
und ihre Grenzen aufzuzeigen. Dabei wird sich erweisen, dafl mit dem
sozialen Schutz nicht Vertragsparitdt hergestellt und auch keine Ver-
tragsgerechtigkeit erreicht werden kann, sondern daBl damit zwangs-
ldufig auch Beschrinkungen der rechtsgeschiftlichen Entscheidungs-
freiheit des Geschiitzten verbunden sind, der sich Eingriffe in die
privatautonom vorgenommene Vertragsgestaltung und eine heteronome,
objektive Aquivalentfestsetzung gefallen lassen muB.

Es ist zwar eine politische Entscheidung, die auf gesellschaftspoliti-
schen Vorstellungen und Wertungen beruht, was im einzelnen als
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soziale Gerechtigkeit angestrebt wird; das schliefit es aber nicht aus,
bestehende Rechtsnormen oder von der Rechtsprechung entwickelte
Grundsitze sowie Reformvorschldge darauf zu untersuchen, ob der zu
ihrer Rechtfertigung genannte Schutzzweck mit ihnen auch erreicht
werden kann. Eine solche Ermittlung systemimmanenter Grenzen der
Wahrung und Verbesserung der Rechtsstellung schutzbediirftiger Ver-
tragspartner sollte nicht als Versuch sozialer Demontage miBiverstanden
werden. Selbst wenn der soziale Schutz im Einzelfall keine Kosten
verursacht, ist Klarheit liber seine Moéglichkeiten und die geeigneten
Methoden notwendig. Die Ermittlung sinnloser, iiberfliissiger oder
wenig niitzlicher Normen koénnte sogar zu seiner Verbesserung fiihren,
wenn die mit ihrer Abschaffung verbundene Kostenentlastung effekti-
vere oder dringendere Regelungen an anderer Stelle erméglicht. An-
dererseits sind allerdings auch Reformvorhaben sinnlos, wenn sich bei
der Systematisierung bestehender Schutzvorschriften ergibt, daBl der
angestrebte soziale Fortschritt wegen immanenter Grenzen des Ver-
tragsrechts durch seine Anderung oder Erginzung nicht zu verwirkli-
chen ist. Eine wirtschaftlich orientierte Analyse wird zugleich erweisen,
inwieweit Normen, die Arbeitnehmer und Wohnungsmieter nicht nur
vor ihren Vertragspartnern schiitzen, sondern die auch zu einer Benach-
teiligung von Wettbewerbern um Arbeitsplidtze und Wohnungen fiihren,
im Interesse eines sozialen Ausgleichs gerade in einer marktwirtschaft-
lichen Ordnung gerechtfertigt und erforderlich sind.

Die Arbeit ist im Jahre 1977 als Habilitationsschrift mit dem Titel
»Die Schutzbediirftigkeit eines Vertragspartners“ von der Juristischen
Fakultit der Ludwig Maximilians-Universitit Miinchen angenommen
worden. Thre Verdffentlichung unterblieb seinerzeit auch deswegen,
weil etwa gleichzeitig mehrere wichtige Untersuchungen erschienen, die
noch beriicksichtigt werden sollten. Durch diesen Aufschub war es
moglich, einige der erarbeiteten Ergebnisse noch einmal zu iiberdenken
und noch mehr zu prézisieren. Diesen inhaltlichen Veridnderungen tragt
der umformulierte Titel Rechnung. Mein verehrter Lehrer, Herr Pro-
fessor Dr. Gotz Hueck, hat mir wihrend meiner Titigkeit als Assistent
durch groBziligiges ‘Gewédhrenlassen, durch seine Bereitschaft, sich mit
den angestellten Uberlegungen auseinanderzusetzen und die Ergebnisse
der Untersuchung zu akzeptieren, die Fertigstellung der Arbeit erst
ermoglicht. Thm habe ich ganz besonders zu danken. Wertvolle An-
regungen verdanke ich auch Herrn Professor Dr. Claus-Wilhelm Canaris,
der die Arbeit als Zweitgutachter betreut hat.



	Inhaltsverzeichnis
	Abkürzungsverzeichnis
	§ 1 Vorbemerkungen

